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Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Antrag 

der Abgeordneten Frau Dr. Probst, Kunze, 
Schütz und Genossen 


betr.: Durchführungsverordnung zu §36 des Soforthilfe- 
gesetzes. 

Der Bundestag wolle beschlieiilcn: 

Die Bundesregierung wird ersucht, baldmöglichst im Wege einer 
Durchführungsverordnung zu § 36 des Soforthilfegesetzes klarzu- 
stellen, daß Rentenleistungen sowie sonstige Einkünfte (§ 36 Absatz 4 
des Gesetzes) nur gegenüber der Person des nach § 36, Absatz 1 — 3 
unterhaltshilfeberechtigten oder zuschlagsberechtigten Geschädigten, 
nicht aber gegenüber der geschädigten Familiengemeinschafl auf die 
Unterhaltshilfe angcrechnet werden. 

In Verfolg des Antrages ist eine Regelung dahingehend herbeizu- 
führen, daß ein Angehöriger, welcher die Zuschläge des § 36 Ab- 
satz 2 übersteigende Rentenleistungen bisher erhielt, für seine Person 
aus den Leistungen der Unterhaltshilfe ausscheidet, ohne daß sich 
hieraus Kürzungen der Leistungen der Unterhaltshilfe an cfie übrigen 
Familienangehörigen ergeben. 


Bonn, den 8. November 1949 


Frau Dr. Probst, 
Frau Dr. Gröwel 
Frau Brauksiepe 
Frau Niggemeyer 
Frau Dr. Weber 
Dr. Jaeger 
Bauereisen 
Graf von Spreti 
Funk 

Brookmann 


Kunze, Schütz 
Frau Dr. Bröckelschen 
Frau Dr. Steinbiss 
Kammer 
Loibl 

Bodensteiner 

Karpf 
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Kahn 
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